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Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der  
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbstständige  
sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft  
zu- und abwandern1 
In der Fassung von Anhang II zum Abkommen zwischen  
der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits  
über die Freizügigkeit2 

 (Stand am 1. Juni 2009) 

 
Titel I Allgemeine Vorschriften 

Art. 1 Begriffsbestimmungen 
Für die Anwendung dieser Verordnung werden die nachstehenden Begriffe wie folgt 
definiert: 

a) «Arbeitnehmer» oder «Selbstständiger»: jede Person, 
i) die gegen ein Risiko oder gegen mehrere Risiken, die von den Zweigen 

eines Systems der sozialen Sicherheit für Arbeitnehmer oder Selbst-
ständige oder einem Sondersystem für Beamte erfasst werden, pflicht-
versichert oder freiwillig weiterversichert ist; 

ii) die im Rahmen eines für alle Einwohner oder die gesamte erwerbstätige 
Bevölkerung geltenden Systems der sozialen Sicherheit gegen ein Risi-
ko oder gegen mehrere Risiken pflichtversichert ist, die von den Zwei-
gen erfasst werden, auf die diese Verordnung anzuwenden ist, 
– wenn diese Person auf Grund der Art der Verwaltung oder der  

Finanzierung dieses Systems als Arbeitnehmer oder Selbstständi-
ger unterschieden werden kann oder 

– wenn sie bei Fehlen solcher Kriterien im Rahmen eines für Arbeit-
nehmer oder Selbstständige errichteten Systems oder eines Sys-
tems der Ziffer iii) gegen ein anderes in Anhang I bestimmtes  
Risiko pflichtversichert oder freiwillig weiterversichert ist oder 
wenn auf sie bei Fehlen eines solchen Systems in dem betreffen-
den Mitgliedstaat die in Anhang I enthaltene Definition zutrifft; 

  

 AS 2004 121 
1 Der vorliegende Text enthält die Änderungen aufgrund der Beschlüsse Nr. 2/2003 vom 

15. Juli 2003 (AS 2004 1277) und Nr. 1/2006 vom 6. Juli 2006 (AS 2008 4273) des  
Gemischten Ausschusses Schweiz-EU sowie des Protokolls vom 26. Oktober 2004 über 
die Ausdehnung des Freizügigkeitsabkommens auf die neuen EG-Mitgliedstaaten  
(AS 2008 4219). Es handelt sich um eine ausnahmsweise Publikation von Gemeinschafts-
recht zu Informationszwecken, dem keine rechtliche Verbindlichkeit zukommt. 

2 SR 0.142.112.681 
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Titel II Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften 

Art. 13 Allgemeine Regelung 
(1) Vorbehaltlich der Artikel 14c und 14f unterliegen Personen, für die diese Ver-
ordnung gilt, den Rechtsvorschriften nur eines Mitgliedstaats. Welche Rechtsvor-
schriften diese sind, bestimmt sich nach diesem Titel. 
 (2) Soweit nicht die Artikel 14 bis 17 etwas anderes bestimmen, gilt Folgendes: 

a) Eine Person, die im Gebiet eines Mitgliedstaats abhängig beschäftigt ist, un-
terliegt den Rechtsvorschriften dieses Staates, und zwar auch dann, wenn sie 
im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats wohnt oder ihr Arbeitgeber oder das 
Unternehmen, das sie beschäftigt, seinen Wohnsitz oder Betriebssitz im Ge-
biet eines anderen Mitgliedstaats hat; 

b) eine Person, die im Gebiet eines Mitgliedstaats eine selbstständige Tätigkeit 
ausübt, unterliegt den Rechtsvorschriften dieses Staates, und zwar auch 
dann, wenn sie im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats wohnt; 

c) eine Person, die ihre Erwerbstätigkeit an Bord eines Schiffes ausübt, das un-
ter der Flagge eines Mitgliedstaats fährt, unterliegt den Rechtsvorschriften 
dieses Staates; 

d) Beamte und ihnen gleichgestellte Personen unterliegen den Rechtsvor-
schriften des Mitgliedstaats, in dessen Behörde sie beschäftigt sind; 

e) eine zum Wehrdienst oder Zivildienst eines Mitgliedstaats einberufene oder 
wieder einberufene Person unterliegt den Rechtsvorschriften dieses Staates. 
Ist die Inanspruchnahme dieser Rechtsvorschriften von dem Nachweis von 
Versicherungszeiten vor der Einberufung bzw. der Wiedereinberufung zum 
Wehrdienst oder Zivildienst oder nach der Entlassung aus dem Wehrdienst 
oder Zivildienst abhängig, so werden die nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaats zurückgelegten Versicherungszeiten, soweit erforder-
lich, wie Versicherungszeiten berücksichtigt, die nach den Rechtsvorschrif-
ten des ersten Staates zurückgelegt worden sind. Zum Wehrdienst oder  
Zivildienst einberufene oder wieder einberufene Arbeitnehmer bzw. Selbst-
ständige behalten ihre Arbeitnehmereigenschaft bzw. Selbstständigeneigen-
schaft; 

f) eine Person, die den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats nicht weiterhin 
unterliegt, ohne dass die Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats 
gemäss einer der Vorschriften in den vorhergehenden Buchstaben oder einer 
der Ausnahmen bzw. Sonderregelungen der Artikel 14 bis 17 auf sie an-
wendbar würden, unterliegt den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in 
dessen Gebiet sie wohnt, nach Massgabe allein dieser Rechtsvorschriften. 

Art. 14 Sonderregelung für andere Personen als Seeleute, 
die eine abhängige Beschäftigung ausüben 

Vom Grundsatz des Artikels 13 Absatz 2 Buchstabe a) gelten folgende Ausnahmen 
und Besonderheiten: 
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1. a) Eine Person, die im Gebiet eines Mitgliedstaats von einem Unternehmen, 
dem sie gewöhnlich angehört, abhängig beschäftigt wird und die von diesem 
Unternehmen zur Ausführung einer Arbeit für dessen Rechnung in das Ge-
biet eines anderen Mitgliedstaats entsandt wird, unterliegt weiterhin den 
Rechtsvorschriften des ersten Mitgliedstaats, sofern die voraussichtliche 
Dauer dieser Arbeit zwölf Monate nicht überschreitet und sie nicht eine an-
dere Person ablöst, für welche die Entsendungszeit abgelaufen ist. 

b) geht eine solche Arbeit, deren Ausführung aus nicht vorhersehbaren Grün-
den die ursprünglich vorgesehene Dauer überschreitet, über zwölf Monate 
hinaus, so gelten die Rechtsvorschriften des ersten Mitgliedstaats bis zur Be-
endigung dieser Arbeit weiter, sofern die zuständige Behörde des Mitglied-
staats, in dessen Gebiet der Betreffende entsandt wurde, oder die von dieser 
Behörde bezeichnete Stelle dazu ihre Genehmigung erteilt; diese Genehmi-
gung ist vor Ablauf der ersten zwölf Monate zu beantragen. Sie darf nicht 
für länger als zwölf Monate erteilt werden. 

2. Eine Person, die gewöhnlich im Gebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten 
abhängig beschäftigt ist, unterliegt den wie folgt bestimmten Rechtsvorschriften: 

a) Eine Person, die als Mitglied des fahrenden oder fliegenden Personals eines 
Unternehmens beschäftigt wird, das für Rechnung Dritter oder für eigene 
Rechnung im internationalen Verkehrswesen die Beförderung von Personen 
oder Gütern im Schienen-, Strassen-, Luft- oder Binnenschifffahrtsverkehr 
durchführt und seinen Sitz im Gebiet des Mitgliedstaats hat, unterliegt den 
Rechtsvorschriften des letzten Mitgliedstaats mit folgender Einschränkung: 
i) Eine Person, die von einer Zweigstelle oder ständigen Vertretung be-

schäftigt wird, die das Unternehmen ausserhalb des Gebietes des Mit-
gliedstaats, in dem es seinen Sitz hat, im Gebiet eines anderen Mitglied-
staats unterhält, unterliegt den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in 
dessen Gebiet sich die Zweigstelle oder die ständige Vertretung befin-
det; 

ii) eine Person, die überwiegend im Gebiet des Mitgliedstaats beschäftigt 
wird, in dem sie wohnt, unterliegt den Rechtsvorschriften dieses Staates 
auch dann, wenn das Unternehmen, das sie beschäftigt, dort weder sei-
nen Sitz noch die Zweigstelle oder eine ständige Vertretung hat; 

b) eine Person, die nicht unter Buchstabe a) fällt, unterliegt: 
i) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dessen Gebiet sie wohnt, 

wenn sie ihre Tätigkeit zum Teil im Gebiet dieses Staates ausübt oder 
wenn sie für mehrere Unternehmen oder mehrere Arbeitgeber tätig ist, 
die ihren Sitz oder Wohnsitz im Gebiet verschiedener Mitgliedstaaten 
haben; 

ii) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dessen Gebiet das Unter-
nehmen oder der Arbeitgeber, das bzw. der sie beschäftigt, seinen Sitz 
oder Wohnsitz hat, sofern sie nicht im Gebiet eines der Mitgliedstaaten 
wohnt, in denen sie ihre Tätigkeit ausübt. 


